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Berlin, den 29. August 2002
Initiative Binnenschifffahrt

von Hans-Michael Goldmann, schifffahrtspolitischer Sprecher

von Rainer Brüderle, wirtschaftspolitischen Sprecher

von Hermann-Otto Solms, finanzpolitischer Sprecher

der FDP-Bundestagsfraktion

Zukunft der Binnenschifffahrt sichern

Die FDP sieht die Binnenschifffahrt als förderungswürdiges, ökologisches Verkehrsmittel an. Umso mehr bedauert die FDP, dass seit Jahren der Marktanteil der Binnenschifffahrt und insbesondere der Anteil der deutschen Binnenschiffer rückläufig ist.

Die Binnenschifffahrt ist als Verkehrsträger von zentraler Bedeutung bei der politischen Aufgabe das wachsende Verkehrsaufkommen effizient und ökologisch zu steuern.

Die Vorlage des Berichts des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen im Dezember 2001 über die Zukunft der deutschen Binnenschifffahrt wurde von der FDP begrüßt. Der Bericht schildert anschaulich eine Reihe von Problemen, die ein Wachstum der Binnenschifffahrt in Deutschland behindern. Die FDP bedauert aber, dass der Bericht meist dort unkonkret bleibt, wo es um die Lösung der beschriebenen Probleme geht.

Der im Bericht festgestellte Rückgang des Marktanteils der Binnenschifffahrt auf 12,8 % auf der einen Seite und der Rückgang des deutschen Anteils der deutschen Binnenflotte bei den in Deutschland erbrachten Transportleistungen auf 35,2 % auf der anderen Seite sind alarmierend.

Der Verkehrsträger Binnenschiff muss angesichts der zu erwartenden Verkehrszuwächse in Deutschland und in Europa sein volles Potenzial ausschöpfen, um seinen Anteil am Verkehrsaufkommen nicht nur zu erhalten, sondern dauerhaft zu erhöhen und so die Straße zu entlasten. Gleichzeitig muss die deutsche Flagge im EU-weiten Wettbewerb erhalten und gesichert werden, damit das leistungsfähige deutsche Gewerbe seinen Anteil an den Transportleistungen im Rahmen eines fairen Wettbewerbs sichern kann. 

All diese Punkte können aber nur erreicht werden, wenn die Wasserstraßen dem Bedarf angepasst werden. Das ist eine unabdingbare Voraussetzung zur Förderung der Binnenschifffahrt. Alle anderen Maßnahmen können nur begleitend und unterstützend sein. 

Beim Ausbau der Wasserstraßen ist insbesondere den Anforderungen des Hochwasserschutzes Rechnung zu tragen. Dabei sind auch bisherige Ausbaumaßen auf ökologische und ökonomische Gesichtspunkte hin zu untersuchen, damit es zu einem vernünftigen Interessenausgleich kommen kann. Deshalb ist eine Überprüfung bisheriger und geplanter Baumaßnahmen sinnvoll, wenn den Belangen der Binnenschifffahrt ausreichend Rechnung getragen wird.

Bei den Diskussionen um Ursachen und Folgen des Hochwasser darf nicht übersehen werden, dass auch die Binnenschifffahrt ein Opfer des Hochwassers ist. Viele Schiffe liegen wochenlang still und die Flut hat auch viele potenzielle Frachten, wie z.B. landwirtschaftliche Güter vernichtet, die durch die Binnenschifffahrt transportiert werden sollte.

Die FDP sieht vier Kernprobleme :

· der Ausbau- und Erhaltungszustand der deutschen Wasserstraßen entspricht nicht dem Bedarf

· Wettbewerbsverzerrungen zwischen den einzelnen Verkehrsträgern 

· Wettbewerbsverzerrungen innerhalb der Binnenschifffahrt in Europa

· Unzureichende Rahmenbedingungen und zu bürokratische Regelungen

Die Binnenschifffahrt ist als Verkehrsträger das Stiefkind der noch amtierenden Bundesregierung, die sich aus ideologischen Gründen einem vernünftigen, ökologisch und ökonomisch ausgewogenem Ausbau der Wasserstraßen – wie zuletzt an der Donau - verschließt und sich vor allem der Eisenbahn zuwendet. Dieser Zustand wird der Bedeutung und dem Leistungspotenzial dieses Verkehrsträgers nicht gerecht. 

Die Binnenschifffahrt erbringt zwar 90 % der Transportleistungen der Eisenbahn, erhält aber nur 10 % der Investitionsmittel, die der Bahn vom Bund zufließen. Deshalb ist in den nächsten 4 Jahren eine Verlagerung von 500 Mio. Euro Investitionsmitteln zum Ausbau der Wasserstraßen erforderlich.

Der Bund kann auch in einem weitgehend liberalisierten EU-Binnenmarkt für Transportleistungen durch gezielte Investitionen dazu beitragen, dass sich der Anteil des Binnenschiffs am Modal Split erhöht. Die Ertüchtigung der Binnenwasserstraßen mit dem Ziel der Verbesserung der ganzjährigen, wirtschaftlichen Befahrbarkeit und Investitionen in die Vernetzung zu den anderen Verkehrsträgern Seeschiff, Schiene und Straße sind gut angelegte Investitionen, die vor allem den Straßenverkehr entlasten.

Ein weiterer wichtiger Faktor zur Förderung der Binnenschifffahrt ist, den vielen Worten und Versprechungen nach Abbau der Wettbewerbsverzerrungen im europäischen Markt endlich Taten folgen zu lassen. Die Bundesregierung muss endlich eine härtere Gangart bei den europäischen Partnern einschlagen und deutlich machen, wie wichtig die Harmonisierung in diesem Bereich ist, insbesondere im Hinblick auf die Osterweiterung. Sollten die Verhandlungen nicht erfolgreich sein, so ist in Deutschland zu prüfen, welche entsprechenden geeignete Fördermaßnahmen einzuführen sind, die die Ernsthaftigkeit unseres Anliegens verdeutlichen. 

Die FDP will nach der Bundestagswahl am 22. September folgende Maßnahmen ergreifen bzw. folgende Forderungen umsetzen:

· Die Gesamtsumme der investierten Mittel in den Ausbau und Erhalt der Wasserstraßen ist innerhalb der nächsten 4 Jahre zu verdoppeln.

· Ziel der Nutzbarmachung unserer Wasserstraßen muss auch eine deutliche Leistungssteigerung sein, dies erfordert z.T. vergrößerte Schleusen bzw. Ausbaumaßnahmen (die ökonomischen und ökologischen Gesichtspunkten Rechnung trägt und hochwasserneutral sein müssen) und die Anhebung von Brücken im Kanalnetz für 2-lagigen Containerverkehr.

· Änderung des § 6b Einkommenssteuergesetz, damit der Verkaufserlös alter Schiffe bei Reinvestition komplett steuerfrei gestellt wird.

· Um Defizite im modernen Technologieeinsatz abzubauen, muss geprüft werden wie weit der § 7g Einkommenssteuergesetz erweitert werden kann, dass auch für nahezu neue Schiffe Rücklagen in einem Zeitraum von 5 Jahren gebildet werden können.

· Um das Durchschnittsalter der deutschen Binnenschifffahrtsflotte nachhaltig senken zu können, müssen z.B. ERP-Programme ausgeweitet werden.

· Auch die Binnenschifffahrt ist ein Opfer der aktuellen Flutkatastrophe und sollte Hilfe aus dem Hilfsfonds der Bundesregierung erhalten.

· Zur Schaffung von Transparenz soll ein Katalog staatlicher Fördermaßnahmen für die Binnenschifffahrt nach niederländischem Vorbild erstellt werden.

· In Verbindung mit den Verbänden ist ein nationales Kompetenzzentrum für Binnenschifffahrt nach niederländischem Vorbild aufzubauen.

· Wie überall in der Wirtschaft muss auch in der Binnenschifffahrt überflüssige Bürokratie abgebaut werden.

· Es ist ein stärkerer Einsatz der Bundesregierung zur Beseitigung europäischer Wettbewerbsverzerrungen erforderlich, und nach angemessener Verhandlungsdauer muss geprüft werden, welche Begünstigungen in deutsches Recht übernommen werden können.

· Die bilateralen Verträge mit den mittel- und osteuropäischen Staaten sind einzuhalten, und bei permanentem Verstoß sind Sanktionen einzuführen oder man gibt das Frachttableau direkt frei.

· Bei der bevorstehenden EU-Osterweiterung und der Ablösung bilateraler Verträge muss strikt auf den Gleichschritt von Liberalisierungs- und Harmonisierungsschritten geachtet werden, um zusätzliche Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden.
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